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Peer Pasternack

Gefangensein im Bestehenden
Der Rechtspopulismus und  

die merkwürdige Didaktik der Aufklärung

Die öffentliche Debatte über West und Ost 
prägen zwei Narrative: das von der Opferbe-
reitschaft des Westens für den Osten und das 
von der Übernahme des Ostens durch den 
Westen. Quer dazu liegen Milieu-Differenzen. 
In den reflexiven Milieus gibt es die Neigung, 
Demokratie für selbsterklärend, in grundsätz-
lichen Dingen nicht veränderbar und das 
deutsche Modell für universal zu halten. Die 
weniger reflexiven Milieus haben mit der AfD 
eine Chance entdeckt, den etablierten Betrieb 
wirksam zu ärgern – in West wie Ost. Unzufrie-
denheiten nicht in positiv gestaltende Energien 
zu transformieren, sondern regressiv zum 
Ausdruck zu bringen, ist aber im Osten noch 
mehr verbreitet als im Westen. Wie begründet 
sind die Unzufriedenheiten? Sind Ansätze 
adäquater Reaktionen in Politik und Gesellschaft 
zu entdecken? Falls nicht: Ist wenigstens schon 
realisiert worden, dass die Entwicklungen nicht 
allein fremdverschuldet ist?

Ostdeutschland, der ferne Osten

Dass der Osten anders tickt, ist nicht neu. Er 
tut es seit 1990 (und davor ohnehin). Die Ost-
deutschen wählten schon immer anders als 
der Westen, vor allem unberechenbarer. Man 
fand und findet dort Kindergärten wichtig und 
unproblematisch, glaubt weniger an Gott, 
badet FKK und bringt es fertig, Konventiona-
lismus und obrigkeitliche Orientierung mit 
Aufsässigkeit gegenüber staatlicher Autorität 
zu verbinden. Der Osten weist ein anderes 
Geburtenverhalten auf, hat ebenso selbstbe-
wusste wie völlig unfeministische Frauen, 

fin det mehrheitlich eine Berufsausbildung 
immer noch attraktiver als ein Studium, hat 
im Westen komplett unbekannte Idole wie 
Erwin Strittmatter oder Achim Menzel und 
war lange Zeit zwar weniger antisemitisch, 
aber fremdenfeindlicher als der Rest der Re-
publik (vgl. Bergmann 1995; Misselwitz 2020).

Heute ist die nachsichtige Betrachtung all 
dessen durch Problemwahrnehmungen ver-
drängt. Diese setzen zunächst bei einem (er-
staunlichen) Erstaunen an: Der Westen habe 
sich doch seit 1990 in einmaliger Weise opfer-
bereit für den Osten gezeigt. Gegenläufig das 
in Ostdeutschland dominierende Narrativ: Der 
Osten sei durch den Westen übernommen 
worden und dadurch politisch, wirtschaftlich 
und symbolisch marginalisiert. Eine dritte 
Position kann sich inzwischen kaum noch 
Gehör verschaffen: „nicht dramatisieren“, so 
lautet sie und wird begründet mit hohen indi-
viduellen Lebenszufriedenheitswerten auch 
im Osten (vgl. etwa den jüngsten Glücksatlas 
von Raffelhüschen und Grimm 2019) und dem 
Tatbestand, dass immerhin drei Viertel derje-
nigen, die sich an Wahlen beteiligen, demo-
kratisch wählen.

Nun war der Osten Deutschlands politisch 
bereits seit den 1990er Jahren sehr heikel. So 
wurde einst die DVU in Landesparlamente 
gewählt, 1998 in Sachsen-Anhalt, 1999 und 
2004 Brandenburg (allerdings auch in Bremen 
1991, 1999, 2003, 2007, wenn auch durch eine 
Sonderregelung für Bremerhaven, und in 
Schleswig-Holstein 1992). 2004 und 2009 
beförderte eine hinreichende Zahl an Wähle-
rinnen und Wählern die NPD in den sächsischen 
Landtag, 2006 und 2011 desgleichen in Meck-
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lenburg-Vorpommern. Ohne zu behaupten, 
dass der Westen der Republik eine Zone voll-
endeter Toleranz gegenüber denjenigen, die 
landläufig als nichtdeutsch wahrgenommen 
werden, sei: Im Osten sehen sich Zugewan-
derte, legt man den (geringen) Ausländeranteil 
zugrunde, seit den 1990er Jahren statistisch 
viermal stärker der Gefahr ausgesetzt, Opfer 
eines gewalttägigen Angriffs zu werden. 

Dann, in den 2010er Jahren, kam die AfD. 
Seither überschlagen sich die Erklärungsver-
suche, als seien die Probleme im Osten erst 
kürzlich offenbar geworden. Es geht nun vor 
allem um westdeutsche Dominanz im Osten, 
Fehler bei der Wiedervereinigung, fehlende 
Anerkennung ostdeutscher Lebensleistungen, 
aber auch um unzulängliche Aufarbeitungen 
der DDR-Geschichte. Letzteres meint genau-
er: Die vorhandenen Aufarbeitungen – kein 
Land der Welt war nach 30 Jahren so intensiv 
aufgeklärt wie die DDR – seien beim Publikum 
nicht angekommen. 

Daran knüpfen präzisierende Defizitbe-
schreibungen an: Die Ostdeutschen wollten 
sich der eigenen Geschichte nicht stellen 
(Findeis 2019). Auf der einen Seite dominiere 
mangelnde Auseinandersetzung mit der DDR- 
und der NS-Geschichte im Osten, auf der 
anderen Ignoranz und Desinteresse des Wes-
tens. So könnten dann auch Ursache und 
Wirkung verwechselt werden: Die Diktaturlast, 
nicht die Einheitslast sei für die Probleme 
hauptverantwortlich (Kegel 2019). 2009 war 
zum 20. Jubiläum des Umbruchs in der DDR 
eine Meistererzählung etabliert worden – „die 
erste erfolgreiche demokratische Revolution 
in Deutschland“, „von DDR-Bürgern und Bür-
gerrechtlern“. Doch diese werde aufgrund der 
nachfolgenden Desillusionierungen und Ent-
täuschungen inzwischen in Frage gestellt 
(Harrison 2019). 

Die Ostdeutschen seien „noch immer nicht 
angekommen“, wären in „eine gereifte Demo-
kratie“ gefallen „wie Semmeln in einen Milch-
bach“, und der öffentliche Diskurs werde be-
herrscht von Vereinfachung, Wehmut und 
Verklärung (Nause 2019). Auch fehle die Er-
fahrung der kulturellen Durchlüftung, die die 
68er in Westdeutschland bewirkt haben. 
Konkurrierend heißt es: „Seit 30 Jahren wird 

den Ostdeutschen gesagt, sie hätten die demo-
kratischen Spielregeln nicht verstanden und 
würden sich benehmen wie Kinder. Wer so 
etwas über Jahrzehnte zu hören bekommt, 
wird irgendwann wütend – und wählt auch 
so“ (Kowalczuk 2019). 

Daneben stehen die Beschreibungen der 
Einheitslasten: fehlende Anerkennung, Wahr-
nehmung und Repräsentation, diffuse Ängste. 
In den abgehängten Regionen – abgekoppelt 
vom ÖPNV, von öffentlichen Einrichtungen 
und schnellem Internet – seien die Menschen 
allein, einsam und fühlten sich überflüssig. „Sie 
wollen als einzelne wahrgenommen werden, 
dazugehören und eine sinnvolle Aufgabe über-
nehmen“ (Schmoll 2019). Der demografische 
Wandel im ländlich geprägten Raum führe zu 
wenig jungen Leuten, wenig neuen Ideen und 
geringerer Vielfalt. Die Überalterung dort sei 
dramatisch. 2038 droht der Kohleausstieg, und 
es herrsche Angst vor neuerlichem Arbeitsplatz- 
und Statusverlust. Man spüre die Wut der 
Menschen, dass „die da oben“ die letzten gut-
bezahlten Arbeitsplätze wegnehmen wollten 
– wie damals die Treuhandanstalt (Löhr 2019). 

All das münde in einen Vertrauensverlust 
in etablierte Parteien und das politische System. 
Die AfD berühre mit plumpen DDR-Analogi-
en das Identitätsgefühl der Ostdeutschen, 
knüpfe an deren persönliche Lebenserfahrun-
gen und kulturelle Erinnerungsräume an, ap-
pelliere an die Erfahrung des Systemumbruchs. 
Sie bediene eine Sehnsucht nach einer Küm-
mererpartei (Bednarz 2019). Insgesamt hätten 
Pegida und AfD „neue Resonanzräume ostvöl-
kischen Missbehagens geschaffen“ (Dieckmann 
2019).

Im Ergebnis spitzen die Debatten dann 
häufig auf den Gegensatz Demokratievertrau-
en versus Demokratieskepsis zu: Enttäuschte 
Erwartungen an die Demokratie zerstörten das 
Vertrauen in diese Form, ein Gemeinwesen zu 
organisieren, und das erzeuge die Skepsis, was 
auch sonst. Allerdings mischen sich in Ost-
deutschland solche Ursachen, die für dieses 
Siedlungsgebiet typisch sind, mit solchen, die 
für Osteuropa, Deutschland und weltweit 
gelten.

Zunächst gibt es in Ostdeutschland eine 
kollektive Wahrnehmung, die in Echoräumen 



136 Peer Pasternack

repetiert und bekräftigt wird. Sie baut auf einer 
übergreifenden gemeinsamen Erfahrung auf, 
die seit 1990 gemacht wurde und prägend war: 
Phasen existentieller Verunsicherung hat 
praktisch jeder erlebt. Selbst wer nach 1990 
gut über die Runden kam, wusste, dass dies zig 
anonym wirkenden Zufällen zu verdanken war, 
das heißt: es nicht allein dem eigenen Können 
und eigener Leistungsbereitschaft zugeschrie-
ben werden kann. 

Praktisch jeder erfolgreiche Unternehmer, 
Unternehmerinnen dito, erinnert sich, min-
destens einmal „von einem Wessi“ über den 
Tisch gezogen worden zu sein. Bürgerrechtler 
gingen mit einer Art moralischem Führungs-
anspruch ins vereinte Deutschland, waren aber 
alsbald an die Seite gedrückt durch westdeut-
sche Akteure und deren ostdeutsche Günst-
linge. Nun sehen sich die Bürgerrechtler nur 
noch als Zeitzeugen gefragt, die Jahrestage mit 
Authentizität ausschmücken können. Wer 
Professorin bleiben konnte, fand sich auf einer 
C3-Stelle wieder, während auf der C4-Chef-
position ein Westdeutscher saß. Wer zuvor 
eine Fachabteilung in der Stadtverwaltung 
leitete, wurde nun in der neuen Struktur kei-
neswegs Amtsleiterin, sondern hatte sich mit 
einem Referat zu begnügen, da man ja eine mit 
dem westdeutschen Kommunalrecht vertrau-
te Person benötige. Und so weiter und so fort. 
Die Aufbauhilfe des Westens „verstetigte sich 
zu dauerhafter Führung. Das deckelte die 
Emanzipation“ (Dieckmann 2019).

Doch auch die harten Fakten des Sozio-
ökonomischen stimmen wenig freudig (vgl. 
Busch 2019: 50-54). Die Wirtschaftsleistung 
der ostdeutschen Länder verharrt seit einem 
Jahrzehnt bei drei Viertel des westdeutschen 
Produktivitätsniveaus (während der Westen 
von der Ost-West-Migration und dem erwei-
terten Marktgebiet profitierte). Die soziale 
Segregation ist im Vergleich fast aller deutschen 
Regionen im Osten am höchsten. Die Massen-
abwanderung war höchst selektiv. Die äußerlich 
Mobilen sind meist auch die innerlich Mobilen, 
also qualifiziert, aufstiegsorientiert, lebensstil-
offen. Indem sie gegangen sind, ging auch die 
Basis einer stabilen Zivilgesellschaft. Diese 
selektive Abwanderung hat eine Residualbe-
völkerung zurückgelassen, die zu großen 

Teilen unter Prekarisierung, der Erosion sozi-
aler Beziehungen und Bildungsarmut leidet, 
aber z. B. auch am Aufwachsen ihrer in West-
deutschland lebenden Enkelkinder nicht teil-
haben kann. 

Das Hartz-IV-Regime hat im Osten zu 
besonderen Verwerfungen geführt. Der Grund-
satz „Fördern und fordern“ passte und passt 
dort noch weniger als andernorts. Weder 
fördern noch fordern kann irgendwo hinführen, 
wenn schlicht die Arbeitsplätze fehlen, auf die 
solcherart angereizte oder ernötigte Anstren-
gungen zielen könnten. Dennoch wurden und 
werden die allgemein bekannten Maßnahmen 
der Arbeitsagenturen mit bürokratischem 
Furor durchgezogen. Ein so triviales wie häu-
figes Beispiel: Wird jemand im Jahr vor dem 
regulären Renteneintritt arbeitslos, möchte 
aber noch nicht unter Verlust von Rentenpunk-
ten vorzeitig in den Ruhestand gehen, dann 
beginnen die Arbeitsagenturen das völlig aus-
sichtslose, aber gesetzeskonforme Programm 
– Bewerbungen nachweisen, Weiterbildung 
absolvieren, „Wiedereingliederungsgespräche“, 
Urlaub genehmigen lassen usw. Die davon 
Betroffenen fühlen sich mindestens veralbert.

Die Erwartungen an die Politik sind über-
wiegend gering. In der prototypischen Plat-
tenbausiedlung Halle-Neustadt z. B. erreichten 
2014–2019 die Parteien, die als wesentliche 
Träger des 1990 übernommenen politischen 
Systems wahrgenommen werden – CDU, SPD 
und FDP –, bei Wahlen nur noch Zustim-
mungswerte zwischen 30 und 46 Prozent 
(Pasternack 2019: 67-71). Dabei kann man 
geradezu froh sein, dass die Wahlbeteiligungen 
meist niedrig sind (was sonst als bedauerliche 
Verabschiedung aus dem demokratischen 
Prozess gilt). Nehmen wir probeweise an, es 
gäbe in Deutschland, wie z. B. in Australien 
oder Belgien, eine Wahlpflicht: Dann hätte die 
AfD in einigen Bundesländern die absolute 
Mehrheit, denn dafür müsste sie nur von etwa 
der Hälfte der bisherigen Nichtwähler.innen 
die Stimmen gewinnen. Da es sich bei diesen 
eher um frustrierte als fröhliche Menschen 
handelt, liegt das wohl im Rahmen des realis-
tisch Annehmbaren.

Ein verfestigtes Lebensgefühl der Art, wie 
es im Osten vorherrscht, mündet auch andern-
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orts häufig nicht in konstruktives Handeln, um 
die Umstände zu verändern. Typischer sind 
regressive Reaktionen, etwa die Zustimmung 
zu einer Partei, die allein aus taktischen Grün-
den erst seit 2016 den Mindestlohn befürwor-
tet (vgl. AfD 2016: 71). Das kann man bedau-
ern. Legt man eine historische Perspektive an, 
kann es nicht verwundern, legt man eine so-
ziologische an, auch nicht: Populistische Er-
klärungen erscheinen sofort und unmittelbar 
einsichtig; ihnen zu folgen, erfordert keinen 
bedeutsamen individuellen oder kollektiven 
Ressourceneinsatz. In Ostdeutschland erfahren 
Unzufriedene nun die Wahl der AfD als Em-
powerment-Erlebnis mit einem grandiosen 
Verhältnis von geringen Kosten und hohem 
Nutzen, indem der etablierte Betrieb aufge-
scheucht wird. Woher kommt das Selbster-
mächtigungsgefühl? Die Ostdeutschen sind 
seit 1990 wie unaufgeklärte Kinder behandelt 
worden, die der fortwährenden Belehrung 
bedürfen. Damit riskiert man – in sich logisch 
– infantile, also politisch: regressive Reaktionen.

Dass die Unzufriedenheiten im Osten (noch) 
weniger als im Westen in positiv gestaltende 
Energien transformiert werden, muss auch 
dann nicht verwundern, wenn man sich drei-
erlei vergegenwärtigt: 1990 ist ein Stück Ost-
europa der Bundesrepublik beigetreten – was 
sich seinerzeit und im Folgenden viele nicht 
klargemacht haben. Die ostdeutschen Entwick-
lungen weisen bei allen Unterschieden ökono-
misch, sozial, politisch und kulturell gewich-
tige Ähnlichkeiten zu den sonstigen osteuro-
päischen Entwicklungen auf. Und historisch 
bestanden vergleichbare Ausgangsbedingun-
gen, die vor allem in Gestalt ähnlicher menta-
ler Prägungen in die Gegenwart hineinragen. 

Rechtspopulismus:  
weltweit, europäisch, deutsch 

Nun ist der Rechtspopulismus nicht nur ein 
ostdeutsches Phänomen. Vielmehr ist global 
sein Vormarsch zu verzeichnen, besonders 
heikel dabei die USA wegen ihrer herausgeho-
benen Rolle im Staatensystem. Die Philippinen, 
Indien, Argentinien oder Brasilien sind weite-
re Fälle. In einer Reihe von Ländern gibt es 

zudem eine beachtenswerte Besonderheit: 
Rechtspopulistische Triumphe folgten auf 
vorangegangene – ggf. aber auch wiederkeh-
rende – Triumphe des Linkspopulismus. Dafür 
stehen etwa die Regierungswechsel in Argen-
tinien oder Brasilien, in Europa der in Tsche-
chien. 

Der rechtspopulismuskritische Blick auf 
Europa unterscheidet gern zwischen Ost- und 
Westeuropa. Ist das gerechtfertigt? In der Tat 
ist Rechtspopulismus in Osteuropa ein Nor-
malfall: Acht Ländern mit politisch relevanten, 
d.h. in Parlamenten vertretenen Rechtspopu-
listen (Russland, Estland, Polen, Tschechien, 
Slowakei, Ungarn, Rumänien, Bulgarien) stehen 
fünf Länder ohne prägende Rollen rechtspo-
pulistischer Parteien gegenüber (Kroatien, 
Lettland, Litauen, Moldau, Slowenien) – wobei 
hier unberücksichtigt bleibt, inwiefern ent-
sprechende Stimmungen nur dadurch zu 
keiner eigenständigen Repräsentation gelangen, 
weil sie seitens der (halbwegs) demokratischen 
Parteien aufgenommen werden. Das ergibt ein 
prozentuales Verhältnis von 62 zu 38.

Vernachlässigt man die Kleinstaaten wie 
Liechtenstein oder Andorra, so erweist sich 
der Rechtspopulismus aber auch in Westeu-
ropa mittlerweile als Normalfall, und zwar 
noch stärker. Relevante rechtspopulistische 
Bewegungen und Parteien gibt es in Belgien, 
Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, 
Griechenland, Großbritannien, Italien, Luxem-
burg, den Niederlanden, in Norwegen, der 
Schweiz, in Österreich, Schweden und Spani-
en. Diese 15 Staaten sind der Normalfall, da es 
nur fünf Länder gibt, in denen Rechtspopulis-
ten keine bedeutsame Rolle spielen: Irland, 
Luxemburg, Island, Malta, Zypern, Portugal. 
Das prozentuale Verhältnis von westeuropäi-
schen Ländern mit und ohne politisch rele-
vante Rechtspopulisten beträgt 75 zu 25. 

Deutschland galt lange als relativ abwehr-
fähig gegenüber rechtspopulistischen Stim-
mungen, jedenfalls was deren parteipolitische 
Repräsentanz betraf. Zwar stellte der traditi-
onelle Rechtsextremismus in Gestalt von NPD, 
Republikanern und DVU seit den 1960er 
Jahren immer einmal wieder eine Anfechtung 
dar, wenn seine Parteien in Landesparlamente 
einzogen. Doch zerlegten sie sich dort regel-
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mäßig selbst, was zugleich heißt: Sie wurden 
weniger von den konkurrierenden politischen 
Angeboten erledigt. 

Auch in Deutschland wird, durchaus mit 
Gründen, zwischen West und Ost unterschie-
den. In Bezug auf Westdeutschland mag sich 
aber auch eine Frage stellen: Ist die über Jahr-
zehnte hin geringere Anfälligkeit für rechtspo-
pulistische Stimmungen Ausdruck von demo-
kratischer Stabilität, wie vielfach angenommen, 
oder eher von Saturiertheit? Eine Gegenthese 
könnte sein: Es erleichtert die Unterdrückung 
von Ressentiments, wenn die Gelassenheit, die 
eigenen Vorurteile Vorurteile sein zu lassen, 
durch Wohlstand gratifiziert wird. 

Ein hypothetisches Beispiel, also eine klei-
ne Fantasie, um die Sache plastischer vor 
Augen zu führen: Nehmen wir einmal an, es 
wäre 1989 die Meinung mehrheitsfähig gewor-
den, auch in Bayern sei ein Systemwechsel 
er forderlich. Das jahrzehntelange Kapern des 
öffentlichen Lebens durch CSU und „Bayernku-
rier“, deren Vorfeldorganisationen wie Trach-
ten- und Jagdvereine, die Bündnisse des soeben 
verstorbenen Ministerpräsidenten Strauß mit 
Diktatoren aller Art, von Pinochet bis Honecker 
– all das erfordere eine grundlegende Erneu-
erung. „Wir werden dort eine Wende einleiten“, 
verkündete folgerichtig der Bundeskanzler.

Dazu müsse Bayern auf seine ursprüngliche 
Kernkompetenz zurückgeführt werden, also 
die Landwirtschaft, zumal ein Großteil seiner 
Industrie nur durch Subventionen und politi-
sche Patronage überlebensfähig sei. Die ande-
ren Bundesländer verständigten sich also auf 
eine Treuhandanstalt, die der Konkurrenz aus 
Baden-Württemberg und Niedersachsen den 
Zugriff auf die Anlagen organisieren soll – 
gesagt wird: die solche Arbeitsplätze sichern 
werde, die auch ohne Subventionen funktio-
nieren. Eine konsequente Erneuerung sei 
ebenso bei den politischen, Verwaltungs-, 
juristischen und kulturellen Eliten vonnöten. 
Dafür käme vor allem preußisches Personal 
infrage, da zeitgleich im Osten freigesetzt, also 
verfügbar, daneben auch einige Nordwestdeut-
sche mit steckengebliebener Karriere, aber nur, 
sofern sie protestantisch seien. Von den Ein-
heimischen verwendbar sei allenfalls Gerhard 
Polt, da schon immer im inneren Exil, nun 

wohl geeignet als Kultusminister. Symbolische 
Erneuerung tue ebenso not, weshalb die Kru-
zifixe in den öffentlichen Einrichtungen abge-
nommen gehörten, um auch die bayrischen 
Landstriche endlich am Zeitalter der säkularen 
Aufklärung teilhaben zu lassen. Auch der 
selbstverliehene Titel „Freistaat“ werde wohl 
den Wandel nicht überleben können, zumal er 
ohnehin anmaßend sei, denn die anderen 
Bundesländer seien ja wohl keine unfreien 
Staaten.

Frage: Welche Stimmung herrschte unter 
diesen Bedingungen – deindustrialisiert, 
zwangssäkularisiert, vorwiegend durch Preu-
ßen regiert und verwaltet, symbolisch entkernt 
– heute wohl in Bayern? These: Womöglich 
eine Situation wie in Ostdeutschland.

Reaktionen der aufgeklärten Milieus: 
Gefangensein im Bestehenden

Die allgemeinen Erklärungen für die weltwei-
te rechtspopulistische Epidemie sind vier:
− die Entgrenzungen, welche die Globalisie-

rung mit sich bringt und auf die mit Rena-
tionalisierung reagiert werde;

− die Entgrenzungen, die mit der Digitalisie-
rung einhergehen; 

− die Neoliberalisierung mit ihren Zumutun-
gen atemloser Wettbewerblichkeit, der 
Leistungsverdichtung, Unplanbarkeit von 
Lebensläufen und dem Rückzug des Staates 
aus Versorgungs- und Vorsorgeaufgaben; 

− die Wahrnehmung einer Aussichtslosigkeit, 
den Klimawandel noch in den Griff bekom-
men zu können – wobei dann nicht weni-
ge zu ihrer Entlastung dazu übergehen, den 
Vorgang für nichtexistent oder jedenfalls 
für nicht anthropogen zu erklären, im 
Übrigen auf die statistische Irrelevanz in-
dividuellen Handelns verweisen, und im 
nächsten Selbstentlastungsschritt ist man 
dann bei „Klimahysterie“.

Bei den politischen Akteuren sind es aber vor 
allem ökonomische und soziale Differenzen, 
die als Ursachen ausgemacht werden. Das 
versteht sich nicht ganz von selbst, da es z. B. 
den typischen AfD-Wähler nicht gibt. Neben 
denen, die sich als abgehängt wahrnehmen 
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und es nach allen verfügbaren Kriterien zum 
großen Teil auch sind, wird die AfD vor allem 
im Westteil des Landes wesentlich von Gut-
verdienern mit gehobenem Bildungsdurch-
schnitt und Orientierung an immateriellen 
Begriffen wie Identität, Heimat, Abendland 
und Gemeinschaft gewählt (Lehming 2019). 

Geradezu tragisch wirkt die Reaktion der 
SPD: Sie nutzt all ihre Regierungsbeteiligungen 
seit 2005, um Umverteilungen zu organisieren 
(mithin die Agenda 2010 zu überschreiben), 
und ist voller Ratlosigkeit darüber, dass im 
Ergebnis ihre Zustimmungswerte beständig 
abnehmen. Dies könnte daran liegen, dass ein 
Politikangebot über Umverteilungen, also 
materielle Sozialpolitik, hinausgehen muss – 
ein Gedanke, der in den sozialdemokratischen 
Debatten nicht vorkommt (es sei denn, man 
wolle die Willy-Brandt-Nostalgie, die wesent-
lich auf ein Vergessenmachen der beiden 
nachfolgenden SPD-Kanzler zielt, als indirek-
ten Hinweis darauf nehmen – dieser wäre dann 
aber doch zu indirekt).

Quer zu den ökonomischen und sozialen 
Differenzen liegen solche zwischen kulturell 
definierten Milieus. Die verschiedenen Diffe-
renzen sind durchaus miteinander verwoben, 
gehen aber nicht ineinander auf. So führt 
beispielsweise die verbreitete Prekarität in den 
Lebensverhältnissen Kreativer und halbkrea-
tiver akademisierter Dienstleister nicht zu 
deren Selbstidentifizierung als entfremdet 
tätig und ausgebeutet. Das kann verwundern, 
da sich diese Milieus als aufgeklärt verstehen. 
Doch ihr Selbstverständnis äußert sich eher in 
der verbreiteten Neigung, Demokratie für 
selbsterklärend (und daneben das deutsche 
Modell für universal) zu halten. So werden 
Lebensstilunterschiede zu politischen Diffe-
renzen stilisiert.

Die weniger reflexiven Milieus dagegen 
haben (in West wie Ost) mit der AfD eine 
Chance entdeckt, den etablierten Betrieb 
wirksam zu ärgern. Das ist nicht zuletzt an der 
beträchtlichen Zahl von Wähler.innen erkenn-
bar, die sich zuvor qua Wahlverweigerung 
bereits aus dem politischen Prozess verabschie-
det hatte. Deren Unzufriedenheiten sind aller-
dings durchaus unterschiedlicher Art, was auf 
eine Neuigkeit verweist: Der alte Rechtspopu-

lismus, der als glasklarer Rechtsradikalismus 
auftrat, baute vor allem auf Abspaltungen all 
dessen auf, was als „nicht normal“, also einer 
definierten Norm widersprechend, galt. Doch 
bereits in den 1990er Jahren trat im jugend-
kulturellen Neonazismus eine Wende ein, als 
dieser sich kulturelle Codes und Lebensstil-
charakteristika von Antifa und Autonomen 
aneignete. Die AfD kultiviert ähnliches: Sie ist, 
so erstaunlich es auf den ersten Blick sein mag, 
integrativ, insofern sie die Grenzen anders 
zieht.

Eine lesbische Co-Vorsitzende in der Bun-
destagsfraktion, eine AG „Juden in der AfD“, 
Spätaussiedler aus der Sowjetunion als wich-
tige Wählerklientel – all das findet seinen Platz 
neben Deutschnationalen, Rechtsextremen und 
Islamfeinden, die wiederum abgepuffert werden 
durch Rechtskonservative und Islamismuskri-
tiker. Der neue Rechtspopulismus lebt ebenso 
von der Ausgrenzung wie der Integration. 
Zugunsten der Stärkung einer primären Ab-
grenzung gegenüber „Fremden“ werden früher 
gültige weitere, gleichsam sekundäre Abgren-
zungen suspendiert. Die Wählerschaft goutiert 
das, indem sie vor allem das Antisystemische 
würdigt. Hierin treffen sich die Empfängerin 
von Hartz IV und der Kritiker solch unglaublich 
üppiger Sozialleistungen. 

Neben aktivierbaren Vorurteilen hat das 
vor allem eine Ursache: Es gibt eine Repräsen-
tationslücke nicht nur für regressive Anliegen, 
sondern auch für solche, die berechtigt empö-
ren. Ost-West-Differenzen sind bei all dem nur 
ein Teil der Frakturen. Diese sind auch nicht 
wirklich neu, werden auf der Ost-West-Folie 
nur besonders sichtbar: Es geht durchaus auch 
um soziale Schichtung, aber daneben um Stadt 
vs. Land, alt vs. jung, mobil vs. immobil, tra-
ditional vs. aufgeschlossen. Sechs Beispiele aus 
ganz unterschiedlichen Bereichen, gleichsam 
willkürlich gewählt, mögen illustrieren, warum 
solche Frakturen auch das angesprochene 
berechtigte Empörungspotenzial bergen:

(1) Der symbolische Webfehler von Hartz 
IV: Die unüberbrückbar gewordenen Differen-
zen zwischen aufgeklärten und nichtreflexiven 
Milieus sind vor allem in der neoliberalen 
Entwicklung seit den 1990er Jahren erkennbar 
geworden, und dies exemplarisch verdichtet 
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in Hartz IV. Der heutige Rechtspopulismus in 
Deutschland entfaltet beträchtliche Bindewir-
kungen unter anderem in Milieus, deren An-
gehörige sich vor allem über herkömmliche 
industriegesellschaftliche Arbeit definieren 
und vormals christsozialdemokratisch wählten. 
Doch wird die Erklärung dessen nicht in Ver-
bindung gesetzt zu den symbolischen Auswir-
kungen der Hartz-IV-Reform. Diese bestehen 
in der durch die Reform erzeugten latenten 
Gefährdung jeglicher Ressourcen an individu-
eller Anerkennung, Selbstwirksamkeitserwar-
tung und Sozialprestige, die individuell durch 
Arbeit und Qualifikation akkumuliert worden 
sind: Wer unverschuldet seinen Job als Inge-
nieur verliert und wegen Haus und Familie 
nicht hinreichend mobil ist, findet sich ein Jahr 
danach am unteren Ende der sozialen Hierar-
chie wieder. Da die Erklärung der Hartz-IV-
Verwerfungen genau dazu nicht durchdringt, 
wird selbst dann, wenn die Reform repariert 
werden soll, allenfalls über mehr finanzielle 
Großzügigkeiten verhandelt, nicht aber über 
den symbolischen Webfehler der Reform, der 
folglich auch nicht behoben wird. 

Hartz IV war übrigens auch ein Versagen 
des deutschen Hochschulsystems, und zwar 
in seiner Vor-Bologna-Variante, die mittler-
weile häufig etwas zu idealisiert beschrieben 
wird. Denn wo waren die vielen Magisterab-
solvent.innen der Politikwissenschaft, Germa-
nistik, Soziologie usw. untergekommen, 
nachdem sie durchschnittlich sieben Jahre im 
Studium dekonstruiert, strukturalisiert, post-
strukturalisiert, kritisch Herrschaftsverhält-
nisse analysiert, soziale Konstruktionen entlarvt 
und Diskurse decodiert hatten? Zu wesentlichen 
Teilen in den Apparaten des Politikmanage-
ments, den parteieigenen Think Tanks und 
den medialen Vorfeldorganisationen des Poli-
tikbetriebs, also z.  B. im Willy-Brandt-Haus 
oder in der Friedrich-Ebert-Stiftung. Gewiss 
jede.r zweite von ihnen wird irgendwann in 
einer Hausarbeit ausführlich dargelegt haben, 
dass es eine bedeutsame Werteverschiebung 
hin zum Postmaterialismus gebe, also u. a. zu 
Anerkennungsbedürfnissen. Doch als „der 
Standort“ in Gefahr schien, die Sozialdemo-
kratie zu seiner Rettung antrat und aus den 
Think Tanks die Konzepte zuzuliefern waren, 

fiel ihnen von ihrer Foucault-Lektüre nur noch 
der Titel ein: Überwachen und Strafen.

(2) Hochschule in einer Plattenbausiedlung: 
1998 war die Alice-Salomon-Hochschule, 
zuvor in Berlin-Schöneberg ansässig, gegen 
ihren Willen nach Berlin-Hellersdorf verlagert 
worden, also in ein Ost-Berliner Plattenbau-
viertel. Lokale Wirkungen und milieubeding-
te Differenzen werden hier gut sichtbar. Seit 
2008 gibt es ein „Kooperationsforum Alice 
Salomon Hochschule – Bezirk Marzahn-Hel-
lersdorf“, in dem zahlreiche Projekte realisiert 
werden, vor allem solche, die sich auf bezirk-
liche Probleme beziehen. Jugendliche in 
Marzahn-Hellersdorf oder sozialräumliche 
Demokratieentwicklung im Bezirk sind zwei 
der zahlreichen Themen (vgl. etwa Völter u. a. 
2016; Stapf Finé 2019). Der Bezirk profitiert 
damit von der Expertise der sozialarbeiterisch 
orientierten Hochschule. 

Zugleich wird deutlich, dass der Brücken-
schlag zwischen den Welten von Stadtbezirk 
und Hochschule nicht immer gelingt. So 
strahlte seit 2011 mit dem Eugen-Gomringer-
Gedicht „avenidas“, auf eine Giebelwand des 
Hochschulgebäudes aufgetragen, ein spanisch-
sprachiger Text in eine Umgebung aus, deren 
Mehrheitsbevölkerung des Spanischen nicht 
mächtig ist. (Dieser Aspekt spielte in der De-
batte über das sexistisch interpretierbare und 
schließlich überschriebene Gedicht keine 
Rolle.) Übergroß und vom oberirdischen U-
Bahnsteig aus auch nicht ignorierbar sahen die 
Hellersdorfer tagtäglich einen Text, der ihnen 
vor allem eines mitteilte: Wir jedenfalls sind 
damit nicht gemeint, denn wir können es nicht 
verstehen. Als Einladung wird die ansässige 
Einwohnerschaft diese Giebelwandgestaltung 
folglich kaum wahrgenommen haben können. 
An diesem Beispiel zeigen sich aber nicht nur 
Milieudifferenzen, sondern mehr noch und 
dramatischer: Ein Milieu, das unter anderem 
mit Milieutheorie gut ausgestattet ist, bemerkt 
genau diese Differenzen keineswegs zwingend.

(3) Emanzipatorische Identitätspolitiken: 
Das Gendersternchen – hier pars pro toto – soll 
auf sprachlicher Ebene Heterogenität abbilden. 
Diese Heterogenität, meist unter Diversity 
verhandelt, bezieht zwar diejenigen ein, die 
bisher aus gesellschaftlichen Wahrnehmungen 
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ausgeschlossen waren. Aber zugleich schließt 
sie diejenigen aus, die bisher die Wahrneh-
mungen dominierten. Anders gesagt: Frauen 
und Minoritäten werden sichtbar gemacht um 
den Preis, dass (andere) majoritäre Gruppen 
unsichtbar (gemacht) werden. So berechtigt 
das eine ist – es muss möglich sein, angstfrei 
anders zu sein –, so fragwürdig ist das andere. 

Die groben Polarisierungen, die hier vor-
genommen werden, haben selbstredend einen 
wohlbedachten Zweck, nämlich Dilemmata 
sichtbar zu machen. Es ließe sich gewiss ein-
wenden, dass keineswegs bestimmte Ungleich-
heitsmechanismen unter den Tisch fielen, denn 
heute würden Rassismus, Sexismus und Klas-
sismus als drei gleichgewichtige Konzepte zur 
Aufdeckung von Diskriminierungen eingesetzt. 
Die Debatte über intersektionelle Diskriminie-
rungen führe dies auch zusammen und erwei-
tere es zugleich um bisher unbeachtete Be-
nachteiligungsmechanismen und Stereotypi-
sierungen (Behindertenfeindlichkeit, Alters-
diskriminierung u.v.a.). Doch enthält dies einen 
blinden Fleck: die Diskriminierung aufgrund 
einer dichotomen Markierung von Milieus als 
kulturell traditionell und kulturell modern. Sie 
äußert sich wesentlich darin, dass den traditi-
onal orientierten Milieus zum (meist implizi-
ten) Vorwurf gemacht wird, die „eigentlichen“ 
Diskriminierungen nicht zu sehen. Wenn etwa 
eine Arbeiterbewegung nicht begreife, dass sie 
eine Arbeiter*innenbewegung zu sein habe, 
dann verwirke sie Solidarisierungsansprüche. 

Der Marsch durch die Institutionen findet 
so seine Vollendung darin, dass die Sprache 
als das einzige Instrument der Emanzipation, 
das den reflexiven Milieus zur unmittelbaren 
Verfügung steht, zum Mittel wird, mit dem 
sich noch realistische Selbstwirksamkeitser-
wartungen verbinden lassen. Darin äußert sich 
auf spezifische Weise eine Abweisung der 
Zumutungen von Ambivalenzen und Ambi-
guitäten, wie sie die moderne Gesellschaft seit 
der frühen Neuzeit produziert – hier auf dem 
Wege der gleichzeitigen Steigerung und Re-
duktion von Komplexität durch sprachliche 
Konventionen, d.  h. Vereinfachungen durch 
Diskursnormierungen, die Wahrnehmungs-
haltungen ändern sollen. Doch die weniger 
reflexionsgeneigten Milieus reagieren mit der 

Abweisung von Komplexität. Das befeuert aber 
nur umso stärker die diskurspolizeilichen 
Anstrengungen, indem Sprachregelungen im 
Namen der Emanzipation verbindlich gemacht 
werden sollen.

Das dahinterstehende Motiv, gewiss, ist 
letztlich der Universalismus der Menschen-
rechte. Dieser hat jenseits der politischen 
Bewegungen, die ihn überindividuell stabili-
sieren, bislang immer nur unter einer Bedingung 
eine Chance gehabt (auch wenn man sich 
anderes wünschen mag): dann, wenn er mit 
der Wahrnehmung verbunden war, grosso 
modo, also unterm Strich gesellschaftlichen 
Mehrheiten nützlich zu sein. Nun aber ist die 
universalistische Komponente versteckt hinter 
der identitätspolitischen – und das heißt immer 
auch: differenzpolitischen – Belehrung darüber, 
dass Minderheiten Akzeptanzrechte haben. Das 
macht ihn zu einem Ausdruck von Universa-
lismus, der als Partikularismus erscheint. 
Dieser wird genutzt, um tatsächlich partiku-
laristisch begründete Identitätspolitiken als 
akzeptable Gegenpositionen erscheinen zu 
lassen – „Wir im Osten“, Renationalisierung in 
ganz Europa, Fremdenfeindlichkeit, in der 
AfD-Variante ethnopluralistisch verpackt.

(4) Die Kommunikation von Kunstmuseen 
und -ausstellungshäusern: Kulturelle Teilhabe 
ist ein Schlüssel zur Verbreiterung von sozia-
ler Teilhabe. Die potenziell niedrigschwelligs-
ten Möglichkeiten, solche zu fördern, haben 
Museen. Die Museumskommunikation an sich 
hat in den letzten Jahrzehnten diesbezüglich 
auch bedeutende Fortschritte gemacht. Unter 
dem Druck, ein Publikum immer wieder neu 
gewinnen zu müssen, ist die Herangehenswei-
se zum Standard geworden, in der Außenkom-
munikation von den (potenziellen) Besucher.
innen her zu denken. Die große Ausnahme 
davon sind bis heute Kunstmuseen und Aus-
stellungshäuser. Nicole Zepter zitiert gallig die 
Erklärung einer Leinwand, die eine Holzhütte 
im Wald zeigt: „… innerhalb des Abstrakten 
eine dürre Landschaft erblüht und eine expli-
zite Zeichensetzung die Darstellung mit alle-
gorischen Referenzen anfüllt, die zum Beispiel 
auf Gewalt, eine entfremdete und emotional 
losgelöste Jugend, die Psychoanalyse, Träume 
oder die Philosophie der Frankfurter Schule 
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(Fromm, Adorno) sowie das Unheimliche an-
spielen“. 

Man frage sich, so Zepter (2017: 14), wie 
viel Dummheit und Arroganz hinter solchen 
Worthülsen stecken müsse. In der Tat: Es wird 
flächendeckend ein Kuratorenjargon gepflegt, 
der nur im bereits kunstaffinen Milieu Akzep-
tanz findet (wenngleich das wohl nicht zwin-
gend damit einhergeht, dass er dort auch 
verstanden wird). Wer diesem Milieu nicht 
angehört, hat keine Chance – bis auf eine, wenn 
das betreffende Haus eine rührige Museums-
pädagogik hat: Bietet der Audioguide zwei 
Tonspuren, nämlich auch eine für Kinder, dann 
lässt sich immer wieder beobachten, wie Be-
sucherpärchen sich auf den Kinderstream 
aufmerksam machen: „Drück mal da, da ver-
steht man viel mehr von den Bildern!“

(5) Der öffentlich-rechtliche Rundfunk: Zu 
beobachten ist, dass die öffentlich-rechtlichen 
Sender auf ihre (unerkannt existentielle) Le-
gitimationskrise nicht mit einem Strukturum-
bau zu reagieren vermögen, sondern allein mit 
fortlaufenden Forderungen nach erhöhten 
Rundfunkbeiträgen zur Finanzierung von 
Leistungsausweitungen, um dem (unerkannt 
in der Krise befindlichen) Informationsauftrag 
„noch besser“ gerecht werden zu können. Sind 
dann die erhöhten Beitragseinnahmen da, 
finden sie sich vor allem dafür verwendet, der 
Zuschauerabwanderung (die unerkannterwei-
se nicht zuletzt dem veränderten Mediennut-
zungsverhalten geschuldet ist) durch die Zu-
spitzung des Ähnlichkeitswettbewerbes mit 
privaten TV-Anbietern zu begegnen. Der vor-
geschützte Informationsauftrag wird mithin 
sofort wieder aus dem Auge verloren. Dabei 
wird hier zumindest ein Kommunikationspro-
blem gesehen. Doch versucht man, dieses durch 
die Schulung und Verpflichtung des Personals 
auf eine groß angelegte Zuschauermanipula-
tion durch Framing von Putinscher Qualität 
zu bearbeiten: Die neuen Sprachregelungen 
sollen lauten „Unser gemeinsamer, freier 
Rundfunk“ und „die ARD ist die Gesellschaft: 
Wir sind Ihr!“ (Berkeley International Framing 
Institute o. J.: 1, 27).

(6) Die Europäische Union: Der Brexit zum 
Beispiel – verstanden nicht nur als retronatio-
nalistische Anwandlung einer eigensinnigen 

Inselbevölkerung, sondern auch als Warnschuss 
vor den Bug der europäischen Instanzen – hat 
nach immerhin fünf Jahren noch keine Ideen 
für eine veränderte oder zumindest anders 
kommunizierte Union nach sich gezogen. 
Statt dessen verordnete Kommissionschef Jun-
cker bei seinem Amtsantritt den EU-Kommis-
sar.innen „Bürgerdialoge“. 1.700 sind es dann 
geworden. Von einer Auswertung war nichts 
zu vernehmen (vgl. die eindrucksvolle Leere 
der Website http://www.eu-bürgerdialog.de/, 
3.1.2020). Die Kommissare hatten sich darauf 
konzentriert, den Bürger.innen die Kompli-
ziertheiten des Brüsseler Betriebs zu erläutern. 

Wirksamer bleibt so die Wahrnehmung 
derjenigen, die die EU im Alltag erleben, z. B. 
als Empfänger von Fördermitteln. Wer sich 
mit Bürgermeisterinnen und Landräten un-
terhält, bekommt selten die segensreichen 
Wirkungen der europäischen Geldflüsse be-
richtet, sondern immer wieder eines: die un-
glaubliche Fördermittelbürokratie. Der Bür-
germeister der sächsischen Kleinstadt Augus-
tusburg schilderte jüngst in einem Buch über 
Demokratie auf kommunaler Ebene ein ein-
drucksvolles Beispiel: Seine Stadt hat mit 
Fördermitteln für den ländlichen Raum, aus 
dem EU-Programm LEADER, ihre Wander-
wege neu ausgeschildert, 150 Masten und rund 
500 Schilder für 35.000 Euro. Es schien eine 
überschaubare Aufgabe. Dann aber verlangte 
die Förderbehörde für jeden Mast einen Grund-
buchauszug incl. Flurkarte und für die auf 
privatem Grund aufgestellten Schilder schrift-
liche Vereinbarungen mit den Eigentümer.
innen, dazu einen Nachweis, dass kein Weg-
weiser in einem Flutgebiet aufgestellt wurde, 
während in der Gegend kaum ein Weg nicht 
auch durch Flusstäler verläuft. Da wegen eines 
Wanderwegverlaufs vier Schilder auf dem 
Territorium der Nachbarstadt Chemnitz auf-
zustellen waren, Chemnitz aber nicht ländlicher 
Raum ist, droht nun eine Rückzahlungsforde-
rung (Neubauer 2019). Diejenigen, die sich im 
Alltag mit so etwas herumzuplagen haben, sind 
allesamt Multiplikatoren – auch für das Image 
der Europäischen Union auf lokaler Ebene.

Soweit die Beispiele. Bei ihnen geht es nicht 
um Systematik. Es geht darum aufzuzeigen, 
dass es entscheidenden Akteuren und Analy-
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tikern nicht gelingt, ihre denksystemischen 
Be schränkungen zu überschreiten. Sie sind 
gefangen in den Routinen genau jenes Betriebs, 
der auf dem ‚besten‘ Wege ist, allen Beteiligten 
um die Ohren zu fliegen. Die herkömmlichen 
Erklärungen der rechtspopulistischen Mobi-
lisierung – Globalisierung, Digitalisierung, bei 
Neigung zur Systemkritik auch Neoliberalisie-
rung – sind hierbei zu abstrakt. Doch auch die 
konkretisierenden Erklärungen führen nur 
bedingt weiter. 

Da werden immer wieder genannt: die 
Einwanderungspolitik, Überforderungen von 
und durch die Demokratie, Erosionen des 
etablierten Parteiensystems, in Deutschland 
vor allem am Erscheinungsbild der sogenann-
ten Großen Koalition festgemacht, daneben 
an der Misere der SPD, zerstrittenen Lagern 
und der Wahrnehmung politischer Kontroll-
verluste. Hinzu treten die unverstandene eu-
ropäische Integration und die Intransigenz der 
EU, die städtische Zentralisierung mit paral-
leler Schwächung des ländlichen Raumes, eine 
Politisierung der Judikative und, herausgeho-
ben, die Rolle der Medien: Deren Berichter-
stattung folge der Aufmerksamkeitsökonomie, 
d. h. wer am lautesten provoziert, bekomme 
die Aufmerksamkeit. So entstehe eine Verzer-
rung in der Berichterstattung, würden Klischees 
gefördert, produziert und reproduziert. Die 
politische Willensbildung habe sich zudem ins 
Netz verlagert, wo sich eine Verrohung der 
Kommunikationssitten ereigne und sachkun-
dige Debatten benachteiligt würden. Schließ-
lich wird die Ablehnung einer ideologischen 
Vorherrschaft der 68er genannt. Insgesamt: 
Die heutige Gesellschaft lebe in „Informations-, 
Meinungs- und Kommunikationsblasen […], 
in denen nur noch erfahren, ausgedrückt und 
ausgetauscht wird, was zur eigenen Identität 
passt“ (Schlink 2019).

All dies trifft nicht präzise genug die all-
tagsweltlichen Erfahrungen, die in ganz ande-
rer Weise konkreter sind. Den Bürger.innen 
begegnet Amtshandeln als Bürokratisierung, 
z. B. in Gestalt schwer verständlicher amtlicher 
Briefe und Formulare. Ihnen nicht nachvoll-
ziehbare Verrechtlichungen zwingen die So-
zialämter zu Sanktionen oder nötigen Inter-
netnutzer dazu, zigmal pro Tag Cookie-Hin-

weise wegzuklicken. Auch der Sinn eines 
Datenschutzes bleibt unklar, wenn er zwar 
vermeintlich die Internetgiganten disziplinie-
ren soll, im Alltag aber als Anforderung an-
kommt, nun die mühsam aufgebaute Homepage 
des Heimatvereins zum Thema „50 Jahre 
Dorffest“ abschalten zu müssen, weil man nicht 
alle auf den Fotos Abgebildeten um ihr Ein-
verständnis bitten kann, und im Übrigen die 
behördliche Auskunft auf die Frage, was man 
denn nun gemäß der unklar formulierten 
Regelungen dürfe und was nicht, lautet, man 
müsse erst die Deutung der DSGVO durch die 
Rechtsprechung abwarten. 

Manchem mag so etwas je für sich genom-
men als Trivialität erscheinen. Doch verdich-
ten sich solche alltagsweltlichen Plagen zu 
einer heiklen Wahrnehmung: Die Akteure, 
Prozeduren und Strukturen – in und trotz all 
ihrer Vielgestaltigkeit – seien offenbar Teil 
eines großen Zusammenhangs von Abstrusi-
täten. Das macht die rechtspopulistische Rede 
vom „System“ so plausibel wie erfolgreich. 

Soweit das rechtspopulistische Wahlange-
bot angenommen wird, verbirgt sich dahinter 
wesentlich Institutionen- und Verfahrensskep-
sis – die auf eine regressive Weise zum Ausdruck 
gebracht wird. Eine verbreitete Komplexitäts-
abwehr, die in Demokratiemisstrauen mündet, 
resultiert aus einem Lebensgefühl, das zunächst 
einmal zur Kenntnis zu nehmen ist: Man habe 
auf den Zusammenhang, in den das eigene 
Leben eingeordnet ist, keinen Einfluss. Im 
Osten mischen sich in diesem Gefühl Trans-
formationserfahrungen („Im eigenen Leben 
nicht mehr mitspielen zu dürfen, ist hart“, 
siehe Apelt, Zierke 2019) mit aktuellen Wahr-
nehmungen des Ausgegrenztseins („Integriert 
doch erst mal uns“, siehe Köpping 2019).

Nun lässt sich beispielhaft anschauen, was 
in der öffentlichen Debatte empfohlen wird, 
um den Osten Deutschlands gegen den 
Rechtspopulismus stärker zu immunisieren. 
Gegen die Verklärung und Vereinfachung der 
DDR-Geschichte inklusive Mythenbildung 
brauche es mehr zeitgeschichtliche Aufklärung 
(Kaiser 2019). Die Ostdeutschen müssten sich 
ihrer Geschichte stellen, wie es ebenso eine 
Verständigung über ein gemeinsames ost-
westdeutsches Narrativ und Selbstverständnis 
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brauche (Kegel 2019). Die Methode der Popu-
lismusbekämpfung sei „Reden bis zum Umfal-
len“ (Machowecz 2019). Fördermittel für 
Demokratieprojekte müssten erhöht und un-
bürokratische Antragsverfahren auch für 
Ehrenamtliche etabliert werden, denn die 
Projektförderung im Programm „Demokratie 
leben“ sei sehr bürokratisch (Schmoll 2019).

Die aufgeklärten Milieus sehen also nur 
zwei Wege: Aufklärung und, siehe oben, ma-
terielle Interessen befriedigen. Die symboli-
schen, d.  h. Anerkennungsaspekte kommen 
nicht vor, das Gefühl, den Zusammenhang, in 
den das je eigene Leben gestellt ist, nicht mehr 
im Griff zu haben, ebenso wenig.

Und hier sollte man dann tatsächlich an 
die DDR erinnern. Viele Angehörige ihrer 
systemtragenden Gruppen im Apparat und in 
der Wissenschaft waren durchaus beunruhigt 
über die Entwicklungen und die Verknöche-
rungen, vor allem in den 1980er Jahren. Doch 
sie folgten bis zum letzten Tag des DDR-Systems 
der Grundannahme, dass sich trotz aller Pro-
bleme wieder ‚gesetzmäßig‘ durchsetzen wer-
de, was historisch den Fortschritt verkörpere: 
der Sozialismus. Die Option eines Zusammen-
bruchs des Systems blieb weitestgehend den-
kunmöglich. Das war einerseits eine Gemein-
samkeit mit den damaligen Analytikern des 
Ostens im Westen. Andererseits offenbarte 
sich darin ein Muster, das auch in der Gegen-
wart wieder zu beobachten ist – nun allerdings 
unter Umständen, die dem freien Denken 
weitaus günstiger sind.

Fazit

Vergegenwärtigt man sich die oben genannten 
Beispiele des Gefangenseins im Bestehenden, 
die unter Bedingungen abwesender Repression 
produziert werden, dann erscheint es recht 
wenig überraschend, dass die Kopfarbeiter-
klasse der DDR mit ihrem Denken bis zum 
Schluss in den Grenzen des Systems verblieb. 
Denn deren Möglichkeiten, innere Grenzen 
zu überschreiten, waren ja durch die äußeren 
Umstände weit ungünstiger, als es die heutigen 
sind. Anschließend trat dort das zuvor Un-
denkbare ein: Der Sozialismus trat ab. Das 

kann angesichts der anhaltenden Lebendigkeit 
des Musters auch eine Botschaft für Gegenwart 
und Zukunft sein. Denn heute dominieren in 
den reflexiven Milieus Stabilitätserwartungen 
in Bezug auf die demokratische Ordnung, die 
erstaunlich an die Stabilitätserwartungen 
hinsichtlich der sozialistischen Ordnung erin-
nern, die bis zum Ende der DDR unter deren 
hauptamtlichen Denkern und Schreibern do-
minierten.

Womöglich wird sich aber noch beobach-
ten lassen, wie intensiv es gelingt, die Fähig-
keiten zur Widerständigkeit und zum Konflikt 
auszuprägen, deren Fehlen der DDR-Intelligenz 
im Nachgang häufig und sehr selbstbewusst 
vorgeworfen worden war – nämlich in dem 
Fall, dass politische Führungspositionen durch 
Akteure besetzt sind, denen der Universalismus 
der Menschenrechte und die Unabhängigkeit 
von öffentlichen Debatten keine sonderlich 
zentralen Anliegen sind, Holocaust-Forschung 
als „Fliegenschiss“-Forschung erscheint, Kli-
maforschung als normativ verdrehte Empirie, 
genderbezogene Fragestellungen als obskur 
usw., Forschungen z. B. zur ‚Heimat‘ aber als 
besonders förderungswürdig gelten. Man wird 
sehen, wer auch dann zugreift.

Wenn der heutige Rechtspopulismus ein 
Problem sein sollte, das auch Chancen birgt, 
dann wohl vor allem diese eine: das Gefangen-
sein im Bestehenden zu überwinden. Dazu 
müssten allerdings diejenigen etwas aus der 
DDR-Geschichte lernen, die häufig „Entschei-
der“ genannt werden, auch wenn die Bezeich-
nung nicht immer zutrifft, und diejenigen, die 
das Entscheiden durch Analysen und Konzep-
tionen vorbereiten oder daran mitwirken, in 
der Bevölkerung das allgemeine Niveau ratio-
naler Urteilsfähigkeit zu heben. Die belehren-
de Didaktik der Aufklärung, um den unbotmä-
ßigen Teil des Publikums zur Normenkonfor-
mität zu bringen, hat sich jedenfalls erledigt. 
Sie durch Mehr-einander-Zuhören und inten-
sivierte politische Bildung zu ergänzen, wie es 
häufig empfohlen wird, wird gleichfalls nicht 
ausreichen. Wenn das Bestehende nicht in den 
Status des Hinterfragbaren und Infragestel-
lungswürdigen gerückt wird, dann dürfte es 
wohl laufen wie am Ende in und mit der DDR. 

In diesem Fall kann man sich bis dahin mit 
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einer Beschwörungsformel trösten, die Un-
sterblichkeit verdient, vorgetragen vom schles-
wig-holsteinischen Ministerpräsidenten als 
Gastgeber des Einheitsfeiertags 2019: Es gebe 
objektiv keinen Anlass, verzweifelt zu sein 
(Günther 2019). Im Sommer 1989 sagten DDR-
Funktionäre der mittleren Ebene, wenn sie in 
Diskussionen gar nicht mehr weiter wussten: 
Wenn man die Situation mit der in Rumänien 
vergleiche, dann gehe es uns doch im Verhält-
nis sehr, sehr gut.
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